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Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches (... StrÄndG) 

A. Zielsetzung 

Das bisherige Instrumentarium des Strafrechts enthält keine Vor-
schrift, die dem besonderen Unrechtsgehalt des Mißbrauchs einer 
durch ein Behandlungsverhältnis geschaffenen psychischen Ab-
hängigkeit zu sexuellen Zwecken durch Ärzte oder vergleichbare 
Berufsgruppen ausreichend Rechnung trägt. Zur Beseitigung die-
ser Strafbarkeitslücke ist eine Spezialvorschrift zu schaffen. 

B. Lösung 

Änderung des Strafgesetzbuches durch Einfügung eines neuen 
§ 174 c (Sexueller Mißbrauch in der Therapie). 

C. Alternativen 

Beibehaltung des gegenwärtigen unbefriedigenden Rechtszu-
standes. 

D. Kosten 

Mehrkosten sind nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (121) -430 00 -Str 151/95 
Bonn, den 24. August 1995 

An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bun-
desrat in seiner 687. Sitzung am 14. Juli 1995 beschlossenen Entwurf eines ... Ge-
setzes zur Änderung des Strafgesetzbuches ( ... StrÄndG) mit Begründung 
(Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches (... StrÄndG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Das Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekannt-
machung vom 10. März 1987 (BGBl. I S. 945, 1160), 
zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt geändert: 

Nach § 174b wird folgender § 174c eingefügt: 

„§ 174c 
Sexueller Mißbrauch in der Therapie 

(1) Wer ein Behandlungsverhältnis, das der Erken-
nung, Heilung oder Linderung körperlicher oder 

seelischer Leiden dient, dadurch ausnutzt, daß er 
sexuelle Handlungen an der behandelten Person 
vornimmt oder von dieser Person an sich vornehmen 
läßt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Anlage 1 

Begründung 

A. Allgemeines 

Zwar entspricht es den ernstlich nicht bezweifelten 
Grundsätzen der Ärzteschaft und verwandter Heil-
berufe, daß die Patientenbeziehung von sexuellen 
Handlungen jedweder Art strikt freigehalten werden 
muß. Auch wird in der weit überwiegenden Zahl 
aller Behandlungsfälle nach diesen Grundsätzen ver-
fahren. 

Gleichwohl sind Einzelfälle des gravierenden Miß-
brauchs eines Arzt-Patientinnen-Verhältnisses be-
kanntgeworden. Wären es nur Einzelfälle, könnte 
möglicherweise noch kein Anlaß bestehen, eine Vor-
schrift zu schaffen, die diese Form des sexuellen 
Mißbrauchs mit S trafe bedroht. Neuere Forschun-
gen, die das Institut für Psychotraumatologie in 
Freiburg im Auftrage des Bundesministeriums für 
Frauen und Jugend durchgeführt hat, belegen 
jedoch, daß von einem erheblichen Dunkelfeld aus-
gegangen werden muß. Das Institut schätzt die Zahl 
der Vorfälle auf mindestens 300 Be troffene pro Jahr 
in der Bundesrepublik Deutschland, bezogen auf die 
Gesamtheit von ca. 100 000 Patientinnen und Patien-
ten, die eine kassenfinanzierte psychotherapeutische 
Behandlung erhalten. Unter Einbeziehung der nicht 
von den Kassen anerkannten Therapieformen erge-
ben sich nach den Schätzungen des Instituts minde-
stens 600 Be troffene (Zwischenbericht „Sexuelle 
Übergriffe in Psychotherapie und Psychiatrie" vom 
Juni 1994, S. 22f.). Diese doch erhebliche Zahl von 
Verstößen gegen ein Grundprinzip des ärztlichen 
und therapeutischen Berufsethos belegt, daß die An-
drohung lediglich standesrechtlicher oder verwal-
tungsrechtlicher Konsequenzen nicht ausreicht, das 
ärztliche oder therapeutische Behandlungsverhältnis 
von sexuellem Mißbrauch freizuhalten. 

Der strafrechtliche Schutz ist ungenügend: Das 
Gesetz stellt zwar in den §§ 174a, 174b StGB den 
sexuellen Mißbrauch von Amtsträgern gegenüber 
Gewaltunterworfenen oder Verwahrten unter Strafe, 
läßt indessen den in ähnlicher Weise autoritätsunter-
worfenen Patienten gegenüber der überlegenen 
Position des Arztes oder des Therapeuten weitge-
hend ungeschützt, so daß hier - neben den lediglich 
die freie Willensentscheidung schützenden allgemei-
nen Sexualstraftatbeständen - das besondere Straf-
bedürfnis nur durch Rückgriff auf die allgemeinen 
Regelungen der Körperverletzung oder der Beleidi-
gung gewährleistet werden kann. 

Diese Bestimmungen werden jedoch dem wesent-
lichen Element der Konfliktlage nicht gerecht, wel-
ches dadurch gekennzeichnet ist, daß der Täter die 
ihm infolge seiner Position als Arzt oder Angehöriger 
eines verwandten Heilberufs regelmäßig einge-
räumte Überlegenheit gegenüber dem hilfesuchen-
den Patienten zur Vornahme sexueller Handlungen 
mißbraucht. 

Diese Lücke sucht der vorliegende Gesetzentwurf 
durch Ergänzung der §§ 174a, 174b StGB um eine 
weitere Spezialvorschrift im Strafgesetzbuch zu 
schließen. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 

Vorgeschlagen wird die Schaffung einer Spezial

-

norm  zur Pönalisierung des Mißbrauchs von Behand

-

lungsverhältnissen. 

Der Entwurf verzichtet darauf, den Täterkreis durch 
Berufsbezeichnungen zu definieren, weil die Vor-
schrift dadurch notwendigerweise lückenhaft bliebe. 
Behandlungen durch Außenseiter, die keinen aner-
kannten Heilberuf ausüben, würden von der Straf-
vorschrift nicht erfaßt. Gerade diese Behandlungen 
bergen jedoch die erhöhte Gefahr des Mißbrauchs in 
sich. Patienten, die sich in solche Verhältnisse bege-
ben, sind oft von Ärzten oder anerkannten Heilprak-
tikern enttäuscht. Sie wenden sich um so vertrauens-
voller dem Außenseiter zu. Hier entsteht z. T. eine 
viel engere Bindung und größere Abhängigkeit des 
Patienten von der Person des Therapeuten, als es ge-
meinhin im Verhältnis zwischen Arzt und Patienten 
beobachtet werden kann. Schließlich muß auch die 
Therapie durch Scharlatane von der Vorschrift erfaßt 
werden können. 

Die in Be tracht kommenden Behandlungsverhält-
nisse werden durch die vorgesehene Regelung ein-
gegrenzt. Dabei werden über den engen Bereich der 
Arzt-Patienten-Verhältnisse hinaus all jene Behand-
lungsverhältnisse erfaßt, die der Erkennung, Hei-
lung oder Linderung körperlicher oder seelischer 
Leiden dienen. Erfaßt werden insofern auch die in 
der öffentlichen Diskussion besonders hervorgeho-
benen psychotherapeutischen Behandlungsverhält-
nisse, in denen der wegen seelischen Leidens Hilfe-
suchende sich dem Therapeuten vielfach in weitrei-
chender Weise anvertraut und dadurch in starke psy-
chische Abhängigkeit geraten kann. 

Ob ein Behandlungsverhältnis vorliegt, beurteilt sich 
aus der Sicht des Patienten, der Heilung oder Linde-
rung eines körperlichen oder seelischen Leidens 
sucht und der sich einer Person anvertraut, die ihm 
diesen Erfolg durch die gegebene Behandlung ver-
spricht. Spiegelt der Täter eine Behandlung indessen 
nur vor, entfällt die Strafwürdigkeit sexuellen Miß-
brauchs nicht. Vielmehr besteht hier ein besonderes 
Bedürfnis, die Täter durch Androhung von S trafe von 
der Tat abzuschrecken und vollzogene Übergriffe 
mit Strafe zu ahnden. 

Tathandlung ist die Ausnutzung eines Behandlungs

-

verhältnisses. Besondere Bedeutung kommt insofern 
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dem - auch in anderen Straftatbeständen (vgl. u. a. 
§ 239a Abs. 1, § 243 Abs. 1 Nr. 6 StGB) verwende-
ten - Begriff der Ausnutzung zu. Im Hinblick auf den 
Tatbestand des sexuellen Mißbrauchs in der Thera-
pie ist darunter zu verstehen, daß sich der Therapeut 
die Besonderheit des Behandlungsverhältnisses zur 
Vornahme sexueller Handlungen bewußt zunutze 
macht. Das Behandlungsverhältnis ist dadurch ge-
kennzeichnet, daß sich der Patient in der Rolle des 
Hilfesuchenden dem Therapeuten anvertraut, wäh-
rend diesem - aufgrund bestehender oder vermeint-
licher Fachkompetenz - die Position des Überle-
genen und Agierenden zukommt. Der kriminelle 
Unrechtsgehalt der Tat zeigt sich da rin, daß der Täter 
gerade diese Konstellation dazu mißbraucht, um dar-
aus Vorteile für den geplanten oder auch spontanen 
sexuellen Übergriff zu ziehen. 

Die Strafdrohung orientiert sich an den §§ 174 a, 
174b StGB. 

§ 174 c StGB ist als Offizialdelikt ausgestaltet. Inso-
fern  folgt der Entwurf dem Vorbild der §§ 174, 174a 
und 174b StGB. Die Verfolgung der do rt  beschriebe-
nen Fälle des sexuellen Mißbrauchs unter Ausnut-
zung eines Über- und Unterordnungsverhältnisses 
liegt im öffentlichen Interesse. 

Schon der Gedanke des Opferschutzes spricht dafür, 
auch § 174c StGB als Offizialdelikt zu konzipieren, 
weil damit möglichen Einflußnahmen des Täters 
auf sein Opfer Einhalt geboten wird. Ferner wird 
die Schaffung eines Sexualstraftatbestandes zweiter 
Klasse vermieden und dem Unrecht, auf das § 174 c 
StGB reagiert, angemessen Rechnung ge tragen. 
Schließlich sind auch das hohe Berufsethos der Heil-
berufe und das öffentliche Interesse an einem funk-
tionierenden Gesundheitswesen bei der Entschei-
dung der Frage zu berücksichtigen, ob die Strafver-
folgungsbehörden von Amts wegen oder auf Antrag 
bei derart gravierenden Verstößen gegen die Stan-
despflichten einschreiten sollen. Diese Erwägungen 
lassen es geboten erscheinen, das Delikt von Amts 
wegen zu verfolgen. 

Absatz 2 sieht ebenfalls in Übereinstimmung mit den 
einschlägigen Parallelvorschriften die Strafbarkeit 
des Versuchs vor. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 

Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf des Bundesrates 

Die Bundesregierung teilt im Grundsatz die Auffas-
sung des Bundesrates, daß der strafrechtliche 
Schutz namentlich von Frauen vor sexuellen Über-
griffen in Behandlungsverhältnissen verbesserungs-
bedürftig ist. Im weiteren Verlauf des Gesetz-
gebungsverfahrens sollte jedoch geprüft werden, 
ob sich eine engere Fassung der neuen Strafvor-
schrift in § 174 c StGB empfiehlt. Nach Auffassung 
der Bundesregierung besteht ein gesetzgeberischer 
Handlungsbedarf derzeit nur für den Bereich psy-
chotherapeutischer und vergleichbarer Behandlun-
gen. Außerdem fragt sich, ob das strafwürdige Ver-
halten mit dem Merkmal des „Ausnutzens" zutref-
fend beschrieben wird. Die Bundesregierung wird 

einen Gesetzentwurf vorlegen, der diesen Gesichts-
punkten Rechnung trägt, insbesondere den An-
wendungsbereich der neuen Strafvorschrift auf 
den Mißbrauch von Behandlungsverhältnissen be-
schränkt, die der Erkennung, Heilung oder Linde-
rung einer seelischen Störung dienen. 

Das Vorhaben wird Bund, Länder und Gemeinden 
voraussichtlich nicht mit Mehrkosten belasten. Da 
es sich auf die Einfügung einer neuen Strafvor-
schrift beschränkt und die Wirtschaft nicht mit Ko-
sten belastet, sind Auswirkungen auf Einzelpreise, 
das Preisniveau, insbesondere das Verbraucher-
preisniveau, oder die Umwelt nicht zu erwarten. 






